
kapitalistisches Ausbeutungsverhältnis gegenüber dem 
Kind, das nicht nur Gesundheit und Entwicklung des 
Kindes gefährdet, sondern ihm auch die Zeit zur 
eigenen Bildung nimmt.

*

Das größte Interesse galt der Regelung des Güter­
rechts. Es stand im Mittelpunkt der Ausschußberatun­
gen. Es umfaßt räumlich den größten Teil des neuen 
Gesetzes. In einer Gesellschaftsordnung, in der sich 
die Produktionsmittel im Privateigentum befinden, in 
der die Eigentumsrechtsverhältnisse die Befugnisse 
der Produktionsmittelbesitzer regeln, in der das 
Schuldrecht der Realisierung und Verteilung des Mehr­
werts dient und in der damit auch die Ehegatten Betei­
ligte solcher Rechtsverhältnisse sind, tragen die Ver­
mögensbeziehungen der Eheleute überwiegend den 
Charakter der Beziehungen zwischen Eigentümern. 
Während in der sozialistischen Gesellschaftsordnung 
die Vermögensbeziehungen der Eheleute unter dem 
Gesichtspunkt geregelt werden können, daß sie den 
Zielen der ehelichen Gemeinschaft dienstbar gemacht 
werden, steht die Aufgabe in der kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung anders. Die Eigentümerbeziehun­
gen — die vorrangig bleiben — müssen mit den 
Besonderheiten der ehelichen Beziehungen in Überein­
stimmung gebracht werden. Das bedeutet: Sicherung 
des patriarchalischen Wesens der Ehe auch in den 
Vermögensbeziehungen, Abgrenzung der Eigentümer­
befugnisse gegenüber den Beziehungen der ehelichen 
Gemeinschaft, Partizipierung am Gewinn, Abgrenzung 
der Haftung von Vermögensmassen, gegenseitige Ab­
stimmung von Außen- und Innenverhältnissen, ein­
gehende Regelung der Beziehungen zwischen Güter­
und Erbrecht u. a. m. Unter Auswirkung dieser vielen 
Aspekte können die zunächst einfachsten Beziehungen 
sehr kompliziert werden. Deshalb ist zum Beispiel die 
Errungenschaftsgemeinschaft — so einfach der Gedanke 
zunächst erscheint — in der Praxis der kapitalisti­
schen Ordnung fast nicht realisierbar. Und in diesen 
Schwierigkeiten liegt es begründet, daß im bürger­
lichen Recht die Regelung des Güterrechts immer eine 
Vielzahl von Vorschriften erfordert.

Das Gesetz hat die Zugewinngemeinschaft als gesetz­
lichen Güterstand vorgesehen. Jeder Ehegatte bleibt 
Eigentümer seines Vermögens und verwaltet es selbst. 
Bei Beendigung des Güterstandes ist der beiderseitige 
Zugewinn auszugleichen. Zugewinn ist der Wertunter­
schied des Anfangs- und Endvermögens iedes Ehe­
gatten. Übersteigt der Zugewinn des einen Ehegatten 
den Zugewinn des anderen, so steht die Hälfte des 
Überschusses dem anderen Ehegatten als Ausgleichs­
forderung zu (§ 1378). Die Ausgleichsforderung ent­
steht mit der Beendigung des Güterstandes und ist 
von diesem Zeitpunkt an vererblich und übertragbar 
(§ 1378). Im Interesse der ehelichen Gemeinschaft be­
dürfen zweierlei Arten von Verfügungen der Zustim­
mung durch den anderen Ehegatten: Verfügungen 
über das Vermögen im ganzen und Verfügungen über 
Gegenstände des ehelichen Haushalts. Im Hinblick auf 
den Begriff des „Ganzen“ ist die erste Bestimmung 
sehr problematisch.

Bereits der Ausschuß hat einen Vorschlag abgelehnt, 
der die Bildung einer besonderen Vermögensmasse, 
nämlich des sog. Hausgutes21 vorsah, das von der 
Gütertrennung und Gewinnverteilung ausgeschlossen 
sein sollte. Das Hausgut sollte mit dem Einbringen 
oder dem Erwerb während der Ehe gemeinschaftliches 
Eigentum der Ehegatten werden. Die Ablehnung die­
ses Vorschlags erfolgte insbesondere deshalb, weil die 
Haftungsregelung dieser Masse zu kompliziert würde 
und weil ggf. für den einzelnen Ehegatten eine Schmä­
lerung seiner Kreditunterlagen eintreten würde. „Trotz 
des gemeinsamen Bestrebens des Ausschusses, das 
Institut der Ehe zu festigen und die dazu erforderliche 
materielle Grundlage soweit wie irgend möglich zu 
erhalten, konnte der Ausschuß sich aus den genannten 
Gründen nicht entschließen, eine Vergemeinschaftung

21 Wohnung, Hausrat, Anspruch auf Sozialversicherung, 
Lebensversicherung und ähnliche die Familie betreffenden 
Versicherungen.

des Hausrats vorzusehen“22. An diesem Beispiel wird 
klar ersichtlich, was es im einzelnen bedeutet, daß die 
Eigentümerbeziehungen und nicht die persönlichen 
Beziehungen der Ehegatten vorrangig das Güterrecht 
bestimmen. Gleiches gilt für die Ablehnung des Vor­
schlags, Verfügungen über Grundstücke an die Zu­
stimmung beider Ehegatten zu binden. Nach Ansicht 
des Ausschusses hätte dies den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs und damit die Sicherheit des Rechts­
verkehrs gefährden müssen23. So heißt es schließlich 
etwas resignierend im Bericht: „Die vom Ausschuß 
gefundene Lösung... konnte zwar im Hinblick auf 
den Schutz der Familiengemeinschaft nicht allen Vor­
stellungen gerecht werden. Sie war jedoch das 
Äußerste, was mit Rücksicht auf die Brauchbarkeit 
des Güterstandes und im Hinblick auf die Sicherung 
des Rechtsverkehrs (also im Hinblick auf die Eigen­
tümerbeziehungen, W. A.) vertretbar erschien.“

Unter bestimmten Voraussetzungen kann auf vor­
zeitigen Ausgleich des Zugewinns geklagt werden, so 
bei dreijähriger Trennung, bei Nichterfüllung bestimm­
ter Verpflichtungen, die sich aus der Ehe ergeben, bei 
Gefährdung des künftigen Ausgleichsanspruchs in be­
stimmten Fällen. Es tritt dann Gütertrennung ein. Im 
Fall einer solchen Klage kann — wie auch im Fall 
einer Scheidungsklage oder Aufhebungsklage — der 
künftige Ausgleichsberechtigte unter bestimmten Vor­
aussetzungen Sicherheit fordern. Ohne eine solche 
Klage ist ein Sicherungsanspruch nicht gegeben. Wohl 
aber werden bestimmte anspruchsschmälernde Verfü­
gungen des Ausgleichspflichtigen beim Ausgleich wert­
mäßig berücksichtigt. Übermäßige Zuwendungen an 
Dritte, verschwendete Werte und absichtlich herbei­
geführte Schmälerungen des Ausgleichsanspruchs wer­
den dadurch kompensiert, daß diese Werte dem End­
vermögen des verfügenden Ehegatten zugerechnet wer­
den, sie gelten also als noch zum Vermögen zugehörig. 
(Allerdings kann als Ausgleich nicht mehr gefordert 
werden als das vorhandene Vermögen nach Abzug der 
Verbindlichkeiten.) Außerdem besteht ein Verfol­
gungsanspruch des benachteiligten Ehegatten gegen 
den begünstigten Dritten.

Wenn auch manche dieser Bestimmungen bei der 
Realisierung in der Praxis Schwierigkeiten auslösen 
werden, so entspricht die Gesamtheit der Regelung in­
soweit doch der Gleichberechtigung. Leider gibt' es 
aber eine Anzahl weiterer Bestimmungen, die dieses 
Ergebnis beeinträchtigen.

So kann der Schuldner die Erfüllung der Ausgleichs­
forderung verweigern, soweit der Ausgleich des Zu­
gewinns nach den Umständen des Falls grob unbillig 
wäre, was insbesondere nach dem Gesetz dann der 
Fall sein kann, wenn der Anspruchsberechtigte län­
gere Zeit hindurch die wirtschaftlichen Verpflichtun­
gen, die sich aus dem ehelichen Verhältnis ergeben, 
schuldhaft nicht erfüllt hat (§ 1381). Zieht die Frau 
eigene Berufsarbeit der Haushaltführung vor, so dro­
hen ihr die Folgen dieser Bestimmung. Mehr noch: 
Unter „grob unbillig“ fällt letzten Endes das gesamte 
Verhalten in der ehelichen Gemeinschaft und in den 
Beziehungen zu den ehelichen Kindern. Der erste 
Regierungsentwurf zum Beispiel brachte in § 1391 
Abs. 3 den Schuldausspruch der Scheidung in un­
mittelbaren Zusammenhang mit der groben Unbillig­
keit. Sofern also der Ehemann seiner Frau für ihr 
Verhalten in der Ehe nicht ein Führungszeugnis mit 
Note I ausstellt, wird ihr Ausgleichsanspruch unge­
wiß. Eine unerfreuliche Methode, auf das Verhalten 
der Frau Einfluß zu gewinnen, eine deutliche Beein­
flussung der Vermögensbeziehungen durch das patri­
archalische „Leitbild“ der bürgerlichen Ehe.

Dem Ausgleichsschuldner kann vom Vormundschafts­
gericht ein weitgehender Schuldnerschutz gewährt wer­
den (Stundung, Änderung rechtskräftiger Entscheidun­
gen über die Ausgleichsforderung, § 1382). Die Interes­
sen aus dem Gewerbebetrieb des Schuldners werden 
vor seinen Ausgleichspflichten rangieren oder anders:

22 Bericht des Ausschusses, Sitzungsprotokolle, S. 11 829.
23 Sitzungsprotokolle, S. 11 830.
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